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Catharina Nies gehört noch zu den 

jüngeren Mitgliedern des Schles-
wig-Holsteinischen Landtages. 

Nicht nur, weil sie am Wochenende ihren 
40. Geburtstag feiert, sondern, weil sie dem
Landtag erst seit drei Jahren angehört. Sie
ist Mitglied der Fraktion von Bündnis 90/
Die Grünen und lebt mit ihrem 4-jährigen
Sohn in der Nähe von Flensburg.
Sie ist stellvertretende Vorsitzende des Sozial-
ausschusses und zuständig für die ±emen
Migration, Frauen und Gleichstellung, Fami-
lien, Kinder und KiTapolitik. 
Beruflich bringt die Flensburger Abgeord-
nete viel Erfahrungen im Bereich Verwaltung 
und Politik mit. Nach dem Magisterstudium
in Kiel, arbeitete sie als wissenschaftliche
Mitarbeiterin im Bundestag und dann etwa
zehn Jahre an unterschiedlichen Stellen wie
Kreisverwaltung, Jugendmigrationsdienst,
IHK Flensburg und Landtagsverwaltung und
war u.a. im Umweltministerium persönliche
Referentin des damaligen Energiewendemi-
nisters Robert Habeck. Zuletzt arbeitete sie
als Referentin beim Beauftragten für Flücht-
lings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen in
Schleswig-Holstein.
Ihr Engagement für Menschen mit Flucht-
hintergrund, aber auch im ±emenbereich
Gewalt an Frauen ist im Gespräch deutlich
zu spüren. 
Im Interview der Woche sprechen wir mit ihr 
über politische, aber auch private Herausfor-
derungen und was sich Catharina Nies noch
so alles vorgenommen hat.

Du bist Abgeordnete für unsere wunder-
schöne Stadt Flensburg. Woran arbeitest 
du aktuell?
Zwei große Projekte, die mir sehr wichtig 
sind, konnte ich gerade abschließen. Zum 
einen haben wir vor den Osterferien das 
neue Gesetz zur Einführung der elektroni-
schen Fußfessel bei häuslicher Gewalt und 
Stalking auf den Weg gebracht. Darauf habe 
ich eineinhalb Jahre hingearbeitet. Und der 
zweite Punkt, der dort mit drinsteckt, ist, dass 
wir jetzt eine neue Beratungsstruktur für Kin-
der nach häuslicher Gewalt standardisieren. 

Was heißt das genau? 
Kinder sind grundsätzlich von der Gewalt 
zwischen den Eltern mitbetro�en und sol-
len damit nicht allein gelassen werden. Lebt 
ein Kind mit im Haushalt, wird es nach einer 
Wohnungsverweisung eines Täters künftig 
auch eine automatische Datenübermittlung 
von der Polizei an eine Beratungsstelle geben, 
die kindgerecht beraten kann und die Mög-
lichkeit gibt, das Erlebte zu verarbeiten. Die 
sog. 201a-Beratungsstelle ist nach Bekannt-
werden eines Falles häuslicher Gewalt ver-
pflichtet, innerhalb des nächsten Tages die 
betro�ene Seite zu kontaktieren und proak-
tiv Hilfe anzubieten. Bisher richtete sich die 
201a-Beratung nur an die gewaltbetro�ene 
Person, neu wird das Angebot für die mitbe-
tro�enen Kinder sein. 

Gewalt gegen Frauen nimmt bundesweit 
zu, auch in Schleswig-Holstein. Nicht nur 
das Flensburger Frauenhaus platzt aus 
allen Nähten. Was tut das Land, um hier 
weitere Schutzräume zu scha�en?
 Wir müssen dafür sorgen, dass häusliche 
Gewalt reduziert wird, dass Gewalt an Frauen 
reduziert wird. Das scha�en wir über das, was 
ich eingangs sagte, indem wir die polizeili-
chen Interventionsmöglichkeiten verstär-
ken, z. B. durch die Möglichkeit, die Fußfessel 
für Gefährder*innen vor Gericht zu beantra-
gen. Und die zweite Sache ist, das Hilfe- und 
Schutzsystem zu stärken, also die Frauenfach-
einrichtungen. Und das ist für den Haushalt 
2025 gelungen, daran habe ich 2024 inten-
siv gearbeitet. Als Fraktionen haben wir im 
Januar ein 3,5 Millionen Euro Gewaltschutz-
Paket auf den Weg gebracht. 
Darauf bin ich richtig stolz. Davon gehen 
700.000 Euro an die Polizei und über 2,4 
Millionen Euro in das Finanzausgleichsgesetz 

(FAG) und damit in die Stärkung der
Frauenfacheinrichtung. Für die Frauenhäuser 
sind es allein 1 Million Euro,
damit können ungefähr 50-55 zusätzliche 
Plätze betrieben werden.

Kann man denn schon sagen, wie viele 
das für Flensburg sein werden?
Für die Aufstockung beim Frauenhaus in 
Flensburg kann die Stadtverwaltung einen 
Antrag beim Land stellen, darüber habe 
ich die Stadt informiert. Kiel und die Kreise 
Schleswig-Flensburg und Segeberg haben 
z.B. schon Interesse bekundet. Für Flensburg 
wäre es auch sehr wichtig – das Frauenhaus 
braucht nicht nur ein neues Gebäude, son-
dern auch mehr Aufnahmekapazitäten. 

�emenwechsel: Ein �ema hat den Bun-
destagswahlkampf besonders geprägt 
und es ist beinahe täglich in den Medien: 
Migration und Migrationspolitik. Wie 
nimmst du das wahr? Gibt es da eine 
Schere zwischen dem, wie es medial dar-
gestellt wird, und wie es in der Gesell-
schaft tatsächlich ist?
Schon. Die Zahl der Geflüchteten, die zu uns 
kommen, hat sich deutlich verringert. Und 
wir haben als Land die Plätze in den Landes-
unterkünften deutlich aufgestockt. Trotzdem 
wird immer noch viel über Belastung vor Ort 
berichtet.
Die Kreise haben einen Hebel, um sich zu 
entlasten, selbst in der Hand: wenn die Kreis-
Ausländerbehörden Beschäftigungserlaub-
nis und Ausbildungsduldung schnell und 
pragmatisch erteilen würden, dann könnten 
viel mehr Menschen aus Sozialleistungen 
raus, aus kommunalen Unterkünften raus 
und sich eigenständig versorgen. Viel wäre 
dadurch gelöst. Und das weiß natürlich auch 
ein Friedrich Merz* auf Bundesebene. Das 
wissen alle. Dafür benötigen die Behörden 
aber Personal. So wie es aktuell läuft, kom-
men die Leute erschwert raus aus dem Asyl-
bewerberleistungsbezug. Flensburg ist zum 
Glück ein Positivbeispiel, hier sind die War-
tezeiten kürzer, weil wir hier vor Jahren mit 
Kammern und Stadt ein gutes System auf-
gebaut haben.
Ich würde mir wünschen, dass wir uns wie-
der eingestehen – dass wir eine humanitäre 
Verpflichtung haben und dass wir Einwan-
derung brauchen und es deshalb keinen Sinn 
macht, auf Abschottung zu setzen.

Für Aufenthaltsfragen ist ja weniger das 
Land zuständig, sondern eher der Bund, 
oder? 
Genau. Das Land kann mit Erlassen das Bun-
desrecht möglichst gut in
die Umsetzung bringen. Die Ausländerbehör-
den sind Behörden der Kreise und kreisfreien 
Städte. Das Land hat zwar die Fachaufsicht, 
die Ausübung der Ermessensspielräume liegt 
aber bei der Kommune. Und genau an dieser 
Stelle wünsche ich mir, dass pragmatischer 
und integrationsorientierter vorgegangen 
wird.

Was wünschst du dir von der neuen Bun-
desregierung in diesem �emenkomplex 
Migration? 
Nachdem ich den Koalitionsvertrag gelesen 
habe, habe ich meine Erwartungen weiter 
gesenkt. Was mir Sorge macht, ist, dass die 
vereinbarten Rückschritte tatsächlich Reali-
tät werden. Zum Beispiel soll der Rechtsbei-
stand bei Abschiebungshaft wieder abge-
scha�t werden und das Begrenzungsziel ins 
Aufenthaltsrecht wieder aufgenommen wer-
den. Und was mir ganz große Sorgen macht 
ist, dass die Amtsermittlungspflicht bei den 
Verwaltungsgerichten für die Asylverfahren 
abgescha�t werden soll.
Vielleicht kannst du mal kurz erklären für 
die Leserinnen und Leser, was das kon-
kret bedeutet? 
Bislang ist es so geregelt, dass, wenn ein Asyl-
antrag für einen Menschen vom Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge abgelehnt 

wird, dieser Mensch gegen diese behördliche 
Entscheidung Rechtsmittel einlegen kann. 
Und die Verwaltungsgerichte bislang auch 
viele Asylverfahrens-Entscheidungen des 
BAMF korrigiert haben. In Verwaltungsver-
fahren ermitteln die Gerichte den Sachver-
halt in der Regel von Amts wegen. Deshalb 
Amtsermittlungspflicht.
Dem Koalitionsvertrag der neuen Bundesre-
gierung zufolge soll dies nun bei der Überprü-
fung von Asylverfahren abgescha�t werden, 
die Nachweispflicht würde also komplett 
auf die Asylsuchenden übertragen werden.  
Ich habe hier große rechtsstaatliche Beden-
ken und stelle auch die Frage, wenn nur für 
den Asylbereich das Verfahrensrecht der Ver-
waltungsgerichte geändert werden soll, wäre 
solch eine Ungleichbehandlung mit dem 
Rechtsstaatsprinzip vereinbar?

Ein weiteres �ema beschäftigt ebenfalls 
viele Menschen. Der Rechtsanspruch auf 
einen Kitaplatz. Einen solchen Rechts-
anspruch gibt es in Flensburg schon viele 
Jahre. Aber wir haben nicht genug Kita-
plätze. Du hast selbst mitgearbeitet an der 
Novellierung des Kindertagesförderungs-
gesetzes. Was verbirgt sich dahinter? 
Der Ausbau der KiTa-Plätze liegt ja in der 
Verantwortung der Kommunen, die Umset-
zung des Rechtsanspruchs bei den Kreisen 
und kreisfreien Städten. Hier wünsche ich 
mir von der Bundesebene, dass der Bund 
mit neuen Investitionsprogrammen den 
Ausbau stärker unterstützt. Und dann geht 
es um den Betrieb. Und hierbei unterstützen 
wir als Land.
Das Kindertagesförderungsgesetz haben wir 
2024 novelliert. Es ist ein richtig dickes Paket 
geworden. Zentrales Ziel war, mehr Verläss-
lichkeit zu scha�en,  Es gab zu viele außer-
ordentliche Gruppen-Schließungen in Kitas. 
Wir haben starre Vorgaben bei der Anwesen-
heitspflicht flexibilisiert. Für den Fachkraft-
schlüssel zählt nun, wie viele Kinder tatsäch-
lich anwesend sind, und nicht mehr, wie viele 
angemeldet sind. Es muss nicht mehr alles 
dokumentiert werden. Kita-Leitungen sollen 
selbst entscheiden, wie sie ihr Personal am 
besten für die Kinder einsetzen. Wichtig: das 
Personalbudget für 2,0 Fachkräfte pro Gruppe 
bleibt erhalten und wird weiterhin finanziert.

Gibt es Pläne des Landes, die  Kommu-
nen beim KiTa-Ausbau stärker zuunter-
stützen?
Es gibt noch keine konkreten Abstimmungen 
dazu, wie wir mit den 100Milliarden umge-
hen, die den Ländern und den Kommunen 
aus dem 500-Milliarden-Sondervermögen 
für Infrastrukturmaßnahmen zur Verfügung 
gestellt werden. Und das Bundesgesetz zu 
den Rahmenbedingungen des Sondervermö-
gens wird ja jetzt erst verhandelt. Ich ho�e, 
dass das schnell geht. 
Durch das Lockern der Schuldenbremse und 
eben dieses zur Verfügung gestellte Sonder-
vermögen wird den Ländern mehr Spielraum 
für Investitionen gegeben. Es wäre richtig, 
auch in den Bildungsbereich zu investieren, 
aber natürlich muss darüber gemeinsam ent-
schieden werden.  Unabhängig vom Land 
muss dafür Geld vom Bund kommen: für 
Ausbau, für Qualität und für die Ausweitung 
des Startchancen-Programms.

Mal einen Schritt weiter geschaut. Für die 
Grundschulkinder in diesem Land ist ein 
Rechtsanspruch auf einen Betreuungs-
platz im o§enen Ganztag eingeführt wor-
den. Wer ist zuständig, diesen zu gewähr-
leisten?
 Ja, es ist richtig. Ab August 2026 haben alle 
Eltern eines Kindes der ersten Klasse einen 
Rechtsanspruch auf einen solchen Betreu-
ungsplatz, gerade haben Land und Kommu-
nen, über die Rahmenbedingungen verhan-
delt.  In der Zukunft wird der Rechtsanspruch 
für einen Betreuungsplatz im o�enen Ganz-
tag dann schrittweise für alle Grundschulklas-
sen eingeführt.
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Eine grundsätzliche Frage. Du bist Land-
tagsabgeordnete und damit für das 
gesamte Land zuständig. Du bist aber auch 
zuständig für den Wahlkreis Flensburg. Ist 
es schwierig, diese beiden Ziele miteinan-
der zu
vereinbaren?
Nein. Das ist nicht schwer. Ich bin Lokalpa-
triotin und vertrete Flensburger Interessen 
in Kiel. Das ist meine Aufgabe. Ich versuche 
so oft wie möglich im Wahlkreis präsent zu 
sein und hier viele Gespräche zu führen und 
mein Ohr an den Menschen zu haben. Und 
in meinen Fachthemen bin ich natürlich in 
ganz Schleswig-Holstein unterwegs. Das ist 
logistisch manchmal eine Herausforderung, 
da jeder Tag nur 24 Stunden hat. Aber auch 
das mache ich gerne. 

Wann bist du denn hier vor Ort? 
Montag und Freitag sind die besten Tage für 
Wahlkreisarbeit. Aber auch nächsten Mitt-
woch findet man mich zum Beispiel zur Bür-
ger*innensprechstunde in der Grünen Kreis-
geschäftsstelle in der Heinrichstraße. Und da 
ich Dienstag bis Donnerstag Sitzungen im 
Landtag habe, hat es sich mittlerweile schön 
etabliert, dass Menschen mich morgens auf 
dem Weg nach Kiel anrufen und ihre Anlie-
gen schildern.

Und konntest du für den Wahlkreis Flens-
burg schon etwas Konkretes
erreichen?
 Ja. Letztes Jahr zum Beispiel, dass die ano-
nyme Spurensicherung wieder hier vor Ort 
im Childhood House und im Frauennotruf 
durch die Kieler Rechtsmedizin angeboten 

wird. Und in diesem Jahr 34.000 Euro För-
derung jährlich für das Jugendensemble von 
Folk Baltica. Ich finde die grenzüberschrei-
tende Kulturarbeit enorm wichtig.
Außerdem bekommt die Flensburger Poli-
zei zwei Vollzeitstellen für das Hochrisiko-
management durch das 3,5 Millionen Euro 
Gewaltschutzpaket, für das ich hart gekämpft 
habe, und Frauennotruf, Frauenhaus und die 
KiK-Stelle erhalten mehr Förderung – zusam-
men sind das zusätzlich über 60.000 Euro 
jährlich für die Frauenfacheinrichtungen in 
Flensburg. Jetzt müssen die Kommunalen 
Landesverbände der Aufstockung im FAG 
durch Landesmittel formal nur noch zustim-
men.
In der Hafen-Ost-Frage versuche ich zwischen 
Stadt und Wirtschaftsministerium seit länge-
rer Zeit zu vermitteln und habe im September 
erreicht, dass Claus Ruhe Madsen persönlich 
nach Flensburg gekommen ist. Ich finde, es 
muss möglich sein auf einer etwas reduzier-
ten Fläche den Hafenbetrieb weiterzuführen, 
und zwar so, dass auch neuer Wohnraum ent-
stehen kann.
Für den Erhalt der Flensburger Werft haben 
wir Landtagsabgeordnete uns zusammen 
eingesetzt und ich war immer wieder vor Ort. 
Außerdem werbe ich beim Bildungsminis-
terium, um den Erhalt der Konstruktions-
mechaniker-Ausbildung in Flensburg, die 
für viele ortsansässige Betriebe und Betriebe 
aus dem Umland wie unter anderem FFG, 
Nord-Schrott oder M. Jürgensen von enormer 
Bedeutung sind.  Da habe ich die Ho�nung 
noch nicht verloren. Eine schöne Neuigkeit 
habe ich noch.

Welche? 

Ab Sommer werde ich zusätzlich zu Flensburg 
auch den Kreis Schleswig-Flensburg als Wahl-
kreis für die Landtagsfraktion betreuen. Dar-
auf freue ich mich. 

Wie scha�t man es, das politische Leben 
mit dem Privatleben zu vereinbaren? Ist es 
sehr schwierig?
Ja, manchmal schon. Es ist nicht einfach. 
Ich bin alleinerziehende Mutter von einem 
vierjährigen Kind und mir geht es wie wahr-
scheinlich vielen alleinerziehenden Eltern-
teilen. Ich bin oft hin- und hergerissen und 
ich bin auf Unterstützung angewiesen. Hilfe 
anzunehmen, das musste ich aber erst lernen, 
das fiel mir am Anfang wirklich schwer. Nach 
dem Tod meines Partners bin ich im Früh-
ling 2023 wieder hierhergezogen, auch um 
in der Nähe meiner Eltern zu sein. Es ist ein 
Geschenk, dass sie uns so unterstützen. Und 
ich beschwere mich nicht, ich bin leiden-
schaftlich gern Mutter und Abgeordnete und 
wir kriegen es gut hin.

Möchtest du am Ende noch etwas erzäh-
len, was ich nicht gefragt habe?
Ja, gerne was wir vorhaben. Vor uns liegt näm-
lich die Umsetzung des
Arbeitsmarkt-Integrationspakets, das wir als 
Land im Winter auf den Weg gebracht
haben. Und für einen Baustein habe ich mich 
sehr eingesetzt und es damals schon in den 
Koalitionsvertrag hineinverhandelt, nämlich 
den Au¹au eines Stipendienprogramms für 
die Anerkennung ausländischer Berufsqua-
lifikationen. Da können wir uns ein Beispiel 
an Hamburg nehmen. Dort gibt es das schon 
länger.
Wir haben die Mittel hierfür im Haushalt 

gesichert und nun geht es an die konkrete 
Umsetzung über das Bildungsministerium, 
die ich eng begleiten möchte. Man muss 
wirklich lange und hartnäckig an manchen 
±emen arbeiten. Aber umso schöner ist es, 
wenn dann irgendwann die Ergebnisse zu 
sehen sind.

(Das Interview führte Simone Lange-Jansen 
/ Foto: Sven Geißler)

*Das Interview wurde geführt, bevor das
Ergebnis der Kanzlerwahl im Bundestag
feststand.

Die Anlaufstelle „Flensbunt“ am Hafendamm in Flensburg

INFO
Die Landtagsabgeordne-
te Catharina Nies bietet 
am Mittwoch, 14. Mai, 
von 9.15 Uhr bis 10.45 
Uhr eine Bürgersprech-
stunde in der Kreisge-
schäftsstelle von Bünd-
nis 90/Die Grünen in 
der Heinrichstraße 16b 
in Flensburg an. 
Interessierte sind herz-
lich wil lkommen. Um 
Voranmeldung unter bu-
ergeranfrage@cathar i-
na-nies.de wird gebeten.




